
Aktenzeichen: 8 AZR 443/03 
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 28. Oktober 2004 

- 8 AZR 443/03 -

1. Arbeitsgericht 
Stuttgart

Urteil vom 16. Dezember 2002 
-19 Ca 2969/01 -

II. Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg

Urteil vom 25. Juni 2003 
-17 Sa 14/03-

Für die Amtliche Sammlung: Nein

Entscheidungsstichwort:
Haftungsausschluss bei gemeinsamer Betriebsstätte

Gesetze:
BGB §823 Abs. 1,§847 aF; SGBVII§§104, 105, 106 Abs. 3

Leitsätze:
keine

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


BUNDESARBEITSGERICHT

8 AZR 443/03
17 Sa 14/03
Landesarbeitsgericht
Baden-Württemberg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
28. Oktober 2004

URTEIL
Diederich, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

pp.

1 .

2 .

3.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der Beratung vom 28. Okto­

ber 2004 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht Hauck, den Richter 

am Bundesarbeitsgericht Dr. Wittek, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Laux 

sowie den ehrenamtlichen Richter Dr. Vesper und die ehrenamtliche Richterin Iskra für 

Recht erkannt:
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Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Baden-Württemberg vom 25. Juni 2003 - 17 Sa 
14/03 - aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision, an das Landes­
arbeitsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über Schmerzensgeld- und Schadensersatzansprüche 

wegen eines von der Klägerin in den Räumen ihrer Arbeitgeberin erlittenen Unfalls.

Die Arbeitgeberin der Klägerin ließ am 13. Oktober 1999 von einer Spediti­

onsfirma einen Umzug durchführen. Die Beklagten zu 1) und 2) sind Möbelpacker, der 

Beklagte zu 3) ist Geschäftsführer dieser Speditionsfirma. Am Umzugstag gegen 

8.50 Uhr ging die Klägerin vom Sekretariat in das Demo-Studio, um dort nachzusehen, 

ob alles Büromaterial eingepackt bzw. abtransportiert war. Als sie sah, dass auch hin­

ter der Trenn- und Seitenwand nichts vergessen war, wollte sie zum Sekretariat zu­

rückgehen. Die Beklagten zu 1) und 2) hatten kurz zuvor von dem Raumteiler das sta­

bilisierende Seitenteil entfernt und verladen. Die instabile Stellwand kippte auf die ge­

rade vorbeigehende Klägerin, die dadurch erhebliche Verletzungen am rechten Bein 

erlitt. Die Berufsgenossenschaft der Arbeitgeberin ist für die unfallbedingten Aufwen­

dungen der Klägerin teilweise aufgekommen, hat aber weitere Kosten für die Betreu­

ung der Familie durch Hilfskräfte, Fahrt- und Telefonkosten während des stationären 

Krankenhausaufenthalts sowie weiteren Verdienstausfall nicht ersetzt.

Die Klägerin begehrt ein Schmerzensgeld und weiteren Schadensersatz. Sie 

hat die Auffassung vertreten, die Beklagten zu 1) und 2) hätten ihre Verkehrssiche­

rungspflicht grob fahrlässig verletzt. Die beklagten Möbelpacker hätten die Trennwand 

zunächst komplett zerlegen und so lagern müssen, dass sie nicht habe Umstürzen 

können. Der Beklagte zu 3) habe die Beklagten zu 1) und 2) nicht hinreichend über ihre 

Verkehrssicherungspflichten unterrichtet bzw. überwacht.
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Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, an sie 
2.530,40 Euro sowie ein Schmerzensgeld zu zahlen, dessen 
Höhe in das Ermessen des Gerichts gestellt wird, mindestens 
jedoch 15.338,76 Euro nebst jeweils 5 % Zinsen über dem Ba­
siszinssatz der EZB seit 22. Februar 2000.

Die Beklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen. Sie sind der Meinung, 

es läge schon gar keine schuldhafte Pflichtverletzung vor. Außerdem berufen sie sich 

auf den Haftungsausschluss bei Arbeitsunfällen. Der Unfall habe sich auf einer ge­

meinsamen Betriebsstätte der Arbeitgeberin der Klägerin und der Speditionsfirma iSd. 

§ 106 Abs. 3SGBVII ereignet.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Mit ihrer Revision verfolgt die Klägerin ihr 

Klagebegehren weiter.

Entscheidungsgründe

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des Berufungsurteils und 

Zurückverweisung des Rechtsstreits an das Landesarbeitsgericht.

I. Das Landesarbeitsgericht hat im Wesentlichen ausgeführt:

Die Berufung der Klägerin gegen das klageabweisende Urteil des Arbeitsge­

richts sei unbegründet. Hinsichtlich der Ansprüche gegen den Beklagten zu 3) fehle es 

bereits an einer schlüssigen Darlegung einer rechtswidrigen und schuldhaften Pflicht­

verletzung. Es könne dahinstehen, ob die Beklagten zu 1) und 2) durch eine rechtswid­

rige und schuldhafte Verletzung von Verkehrssicherungspflichten gegenüber der Klä­

gerin gern. § 823 Abs. 1, § 847 Abs. 1 aF BGB zum Ersatz des aus der Körperverlet­

zung resultierenden Personenschadens und zur Zahlung eines angemessenen 

Schmerzensgelds verpflichtet seien. Die Haftung der Beklagten zu 1) und 2) sei näm­

lich gern. § 106 Abs. 3 SGB VII ausgeschlossen. Es liege eine „gemeinsame Betriebs­

stätte“ im Sinne dieser Vorschrift vor, weil die betrieblichen Tätigkeiten der Klägerin 

und der Beklagten zu 1) und 2) bewusst und gewollt ineinander griffen, miteinander 

verknüpft seien, sich ergänzten oder unterstützten. Die Aktivitäten der Klägerin und der
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Beklagten zu 1) und 2) am 13. Oktober 1999 seien nicht zufällig aufeinander getroffen. 

Während die Klägerin und ihre Kollegen das Umzugsgut zu verpacken hatten, sei es 

Aufgabe der beiden Beklagten zu 1) und 2) gewesen, dieses sowie darüber hinaus die 

Möbel aus den Räumen wegzutransportieren. Zum Zwecke dieser Tätigkeit hätten sich 

die Klägerin und ihre Kollegen mit Wissen und Wollen ihrer Arbeitgeberin in den Räu­

men aufgehalten, selbst wenn das Büromaterial der Klägerin bereits am Vortag ver­

packt worden sei. Die Klägerin habe sich am Umzugstage in ihr bisheriges Büro bege­

ben, um zu sehen, ob nichts vergessen wurde. Daraus ergebe sich auch ohne dahin 

gehende ausdrückliche Absprache der Unternehmen untereinander als gemeinsames 

Ziel die (möglichst zügige und reibungslose) Abwicklung des Umzugs. Dieses begrün­

de die den Haftungsausschluss des § 106 Abs. 3 SGB VII rechtfertigende Gefahren­

gemeinschaft zwischen der Klägerin einerseits und den Beklagten zu 1) und 2) ande­

rerseits.

II. Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Überprüfung nicht 

stand. Die Haftung der Beklagten war entgegen der Auffassung des Landesarbeitsge­

richts nicht nach § 106 Abs. 3 SGB VII ausgeschlossen. Es lag keine für den Haf­

tungsausschluss erforderliche „gemeinsame Betriebsstätte“ vor. Für die Entscheidung, 

ob und in welcher Höhe die Klageansprüche begründet sind, bedarf es weiterer Fest­

stellungen.

1. Das Landesarbeitsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass gern. § 106 

Abs. 3 SGB VII die §§ 104 und 105 für die Ersatzpflicht der für die beteiligten Unter­

nehmen Tätigen untereinander gelten, wenn Versicherte mehrerer Unternehmen zum 

Unfallzeitpunkt vorübergehend betriebliche Tätigkeiten auf einer „gemeinsamen Be­

triebsstätte“ verrichten. Die gemeinsame Betriebsstätte kann dabei das Betriebsgelän­

de eines der beteiligten Unternehmen sein.

a) Der Bundesgerichtshof hat in der Grundsatzentscheidung vom 17. Oktober 

2000 (- VI ZR 67/00- BGHZ 145, 331) den Begriff der gemeinsamen Betriebsstätte 

iSv. § 106 Abs. 3 3. Alt. SGB VII näher erläutert. Unter Darlegung der hierzu vertrete­

nen Auffassungen (vgl. hierzu auch Imbusch VersR 2001, 547, 550) hat er eine zu en­

ge Auslegung des neu geschaffenen § 106 Abs. 3 3. Alt. SGB VII ausdrücklich abge­

lehnt. Dies liefe letztlich auf die frühere Rechtslage hinaus und bliebe deshalb in nicht 

hinnehmbarer Weise hinter den Intentionen des Gesetzgebers zurück. Dieser habe 

trotz der Unauffälligkeit der Norm im Gefüge der §§ 104 ff. SGB VII und trotz der Uner-
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giebigkeit der Gesetzesbegründung (BT-Drucks. 13/2204 S. 100) durch die Besonder­

heit des Norminhalts erkennbar die Haftungsfreistellung des Schädigers in Fällen der 

Beteiligung mehrerer Unternehmen im Vergleich zum bisherigen Recht deutlich erwei­

tern wollen. Der gesetzgeberischen Zielsetzung trägt nach der Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofs eine vermittelnde Auslegung des Begriffs der gemeinsamen Be­

triebsstätte Rechnung. § 106 Abs. 3 3. Alt. SGB VII erfasse ein bewusstes Miteinander 

im Arbeitsablauf, das zwar nicht nach einer rechtlichen Verfestigung oder auch nur 

ausdrücklichen Vereinbarung verlange, sich aber zumindest tatsächlich als ein aufein­

ander bezogenes betriebliches Zusammenwirken mehrerer Unternehmen darstelle. Die 

Haftungsfreistellung des § 106 Abs. 3 3. Alt. SGB VII regele damit über die Fälle der 

Arbeitsgemeinschaft hinaus betriebliche Aktivitäten von Versicherten mehrerer Unter­

nehmen, die bewusst und gewollt bei einzelnen Maßnahmen ineinander greifen, mit­

einander verknüpft sind, sich ergänzen oder unterstützen. Es reiche aus, dass die ge­

genseitige Verständigung stillschweigend durch bloßes Tun erfolge. Im Grundsatzfall 

vom 17. Oktober 2000 hat der Bundesgerichtshof allerdings keinen Haftungsaus­

schluss nach § 106 Abs. 3 SGB VII zugunsten eines Lokführers der Deutschen Bahn 

AG angenommen. In diesem Fall wurde ein bei einer GmbH, die im Auftrag der Deut­

schen Bahn AG deren Reisezugwagen reinigte, beschäftigter Arbeitnehmer von einer 

rangierenden Lok erfasst, während er auf dem Weg zu einer Müllsammelstelle einen 

zuvor an einem Gleis abgelegten Müllsack aufheben wollte.

In einer weiteren Entscheidung vom 23. Januar 2001 (- VIZR 70/00 - AP SGB 

VII § 106 Nr. 2) hat der Bundesgerichtshof die Grundsatzentscheidung bestätigt und 

wiederum das Vorliegen einer gemeinsamen Betriebsstätte verneint. In jenem Fall be­

gehrte ein Kläger Schmerzensgeld und Feststellung der Ersatzverpflichtung der Be­

klagten für immaterielle Schäden auf Grund eines von der zuständigen Berufsgenos­

senschaft anerkannten Arbeitsunfalls. Der Kläger hatte im Auftrag seines Arbeitgebers 

mit dessen LKW auf dem Betriebshof einer dritten Firma Gasflaschen angeliefert. Wäh­

rend der Kläger hinter dem LKW stand und diesen entlud, kam der Beklagte mit einem 

LKW seines Arbeitgebers ebenfalls auf das Firmengelände. Er wollte dort im Auftrag 

des Arbeitgebers Waren anliefern oder abholen. Der LKW fuhr auf das stehende Fahr­

zeug des Klägers auf. Der Kläger wurde zwischen beiden Fahrzeugen eingeklemmt 

und schwer verletzt. Auch hier führte der Bundesgerichtshof aus, dass eine „gemein­

same Betriebsstätte“ nicht ohne ein Zusammenwirken der Beteiligten vorliegen könne, 

weil eine derart weite Auslegung nicht vereinbar mit der Erkenntnis sei, dass die vom 

Gesetz geforderte „gemeinsame“ Betriebsstätte mehr voraussetze als „dieselbe“ Be-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 - 8 AZR 443/03

triebsstätte. Der Gesetzgeber habe nämlich mit dem Postulat der gemeinsamen Be­

triebsstätte offensichtlich bezweckt, den Kreis der Schadensfälle nicht ausufern zu las­

sen, in denen eine Haftungsbefreiung einsetzen soll, wenn das Zusammentreffen der 

Risikosphären mehrerer Betriebe zum Schadensfall führt. Ein rein zufälliges Aufeinan­

dertreffen genüge nicht, weil hier ein bewusstes und gewolltes Ineinandergreifen der 

Tätigkeiten der Beteiligten fehle. Allein der Umstand, dass die Tätigkeiten der Beteilig­

ten der Abwicklung des geschäftlichen Warenaustausches der dritten Firma dienen 

sollten, sei nicht geeignet, die beiderseitigen Aktivitäten in der erforderlichen Weise 

miteinander zu verknüpfen.

Der Bundesgerichtshof hat in einer weiteren Entscheidung zu § 106 Abs. 3 

SGB VII vom 3. Juli 2001 (- VIZR 284/00 - BGHZ 148, 214) die oa. Grundsätze weiter 

verdeutlicht. In diesem Fall wurde ein Zimmerer, der Arbeiten an einer Gebäudever­

schalung zu erledigen hatte, verletzt, als er den vom Schädiger geführten Kran zum 

Materialtransport nutzen wollte. Die beteiligten Arbeitnehmer gehörten unterschiedli­

chen Unternehmen an, wobei das des Zimmerers auf Grund eines Nachunternehmer­

vertrages mit dem mit dem Bau beauftragten Schädigerbetrieb tätig war. Das gemein­

same Endziel der Tätigkeit beider Unternehmen, nämlich die Ausführung des Bauvor­

habens, begründet nach Auffassung des Bundesgerichtshofs noch keine gemeinsame 

Betriebsstätte. Auch reicht noch nicht einmal die abgestimmte Tätigkeit der Arbeitneh­

mer untereinander aus (vgl. zu diesen weiteren Einschränkungen Otto NZV 2002, 11). 

Das bewusste Miteinander muss bei dem konkreten Unfallvorgang bestehen.

In einer neueren Entscheidung vom 16. Dezember 2003 (- VI ZR 103/03- 

BGHZ 157, 213) hat der Bundesgerichtshof seine Rechtsprechung zur „gemeinsamen 

Betriebsstätte“ iSd. § 106 Abs. 3 SGB VII vertieft. In diesem Fall arbeitete der Kläger 

als selbständiger Dachdeckermeister an der Errichtung eines Seniorenzentrums. Die 

dazu erforderlichen Gerüste wurden von einer Gerüstbaufirma aufgestellt. Der Kläger 

brach bei Durchführung der Dachdeckerarbeiten wegen einer durchgefaulten Bohle ein 

und stürzte ab. Der Bundesgerichtshof verneinte den Haftungsausschluss gern. § 106 

Abs. 3 SGB VII, da keine gemeinsame Betriebsstätte vorliege. Zwar sei der Kläger zur 

Erbringung der ihm obliegenden Dachdeckerarbeiten auf die Benutzung des von der 

Gerüstbaufirma errichteten Gerüsts angewiesen. Dieser Umstand sei jedoch nicht aus­

reichend, um die beiderseitigen Aktivitäten miteinander zu verknüpfen. Es fehle an dem 

notwendigen Miteinander im Arbeitsablauf. Die Arbeiten des Klägers bauten lediglich 

auf dem von der Gerüstbaufirma geschaffenen Arbeitsergebnis auf. Die eigentlichen 

Arbeitsabläufe dagegen vollzögen sich unabhängig voneinander. Die Gerüstbaufirma
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habe ihre Arbeiten, die Erstellung des Gerüsts, bereits beendet, als der Kläger mit den 

Dachdeckerarbeiten begonnen habe. Insofern habe nicht die für eine gemeinsame 

Betriebsstätte typische Gefahr bestanden, dass sich die Beteiligten bei den versicher­

ten Tätigkeiten „ablaufbedingt in die Quere kommen“.

b) Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs hat im Schrifttum überwiegend 

Zustimmung gefunden (Dahm SozVers 2001, 208 ff.; ders. r+s 2001, 397, 398; Rolfs 

DB 2001, 2294, 2296; Freyberger MDR 2001, 541, 542; Waltermann NJW 2002, 1225, 

1229; im Wesentlichen auch Imbusch VersR 2001, 547, 550; Höher VersR 2001, 372; 

kritisch hingegen Otto NZV 2002, 10 ff.). Die Instanzgerichte der ordentlichen Ge­

richtsbarkeit sind dem Bundesgerichtshof ebenfalls gefolgt (OLG Hamm 7. Februar

2001 - 13 U 154/00 - VersR 2002, 1108; OLG Köln 5. Juni 2001 - 3 U 17/00 - r+s 2001, 

328; OLG Hamm 27. November 2000 - 13 U 114/00- HVBG-INFO 2001, 1261; KG 

Berlin 9. Juli 2001 - 12 U 1397/00 - VersR 2002, 573).

c) Der Senat hat sich der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs angeschlos­

sen ( 12. Dezember 2002 - 8 AZR 94/02 - BAGE 104, 229 = AP SGB VII § 105 Nr. 2 mit 

zust. Anm. Waltermann = EzA SGB VII § 106 Nr. 1). Ein Haftungsausschluss auf 

Grund einer Tätigkeit auf einer gemeinsamen Betriebsstätte nach § 106 Abs. 3 SGB 

VII kommt nur in Betracht, wenn betriebliche Aktivitäten von Versicherten mehrerer 

Unternehmen vorliegen, die bewusst und gewollt bei einzelnen Maßnahmen ineinander 

greifen, miteinander verknüpft sind, sich ergänzen oder unterstützen. Es reicht aus, 

dass die gegenseitige Verständigung stillschweigend erfolgt (Senat 12. Dezember

2002 - 8 AZR 94/02 - aaO).

2. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, im Streitfall habe eine „gemein­

same Betriebsstätte“ Vorgelegen, da die betrieblichen Tätigkeiten der Klägerin und der 

Beklagten zu 1) und 2) bewusst und gewollt ineinander griffen, miteinander verknüpft 

seien, sich ergänzten und unterstützten.

Dem folgt der Senat nicht. Die Klägerin und die beklagten Möbelpacker ar­

beiteten nicht zusammen, ihre Tätigkeiten liefen unabhängig voneinander ab. Die Klä­

gerin verpackte am Vortag das Büromaterial. Als die Möbelpacker am Umzugstag des 

Büromaterial und die Büromöbel verluden, hat die Klägerin lediglich kontrolliert, ob 

auch nichts vergessen wurde. Sie half aber nicht beim Verladen, so dass die beider­

seitigen Aktivitäten nicht miteinander verknüpft waren. Die Arbeitsvorgänge der Möbel­

packer und der Klägerin liefen nacheinander und unabhängig voneinander. Es fehlte
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beim konkreten Unfallvorgang an einem für eine „gemeinsame Betriebsstätte“ erforder­

lichen „bewussten Miteinander“ zwischen Klägerin und beklagten Möbelpackern.

Dabei ist es auch nicht entscheidend, dass die von der Klägerin am Vortage 

geleisteten Packarbeiten den Umzugsarbeiten dienten. Die Arbeiten der Möbelpacker 

bauten lediglich auf dem Arbeitsergebnis der Packarbeiten des Vortages auf. Die ei­

gentlichen Arbeitsvorgänge vollzogen sich aber unabhängig voneinander.

Auch der Umstand, dass die Klägerin bei der Kontrolle am Umzugstag im be­

trieblichen Interesse ihrer Arbeitgeberin handelte, führt lediglich zur Annahme einer 

betrieblichen Tätigkeit der Klägerin unabhängig davon, ob sie mit der Kontrolle beauf­

tragt war oder nicht. Die betriebliche Tätigkeit durch bloße Kontrolle führte allerdings 

nur zu einer Arbeitsberührung, nicht aber zu einer bewussten Zusammenarbeit. Die 

Fälle, in denen Beteiligte sich nur zufällig, ohne eine wie auch immer geartete Zusam­

menarbeit über den Weg laufen, scheiden als Haftungsprivilegierungsfälle aus (ebenso 

Freyberger MDR 2001, 541, 543). Dem entsprach der vorliegende Sachverhalt. Mögli­

cherweise haben die beklagten Möbelpacker gar nicht die Anwesenheit der Klägerin 

als Mitarbeiterin des den Umzugsauftrag erteilenden Unternehmens erkannt. Bei ihrem 

Erscheinen im Demo-Studio waren die Möbelpacker nicht dort, sondern waren mit La­

dearbeiten beschäftigt. Das Verhältnis der beiden Möbelpacker zur Klägerin hatte sich 

dadurch nicht wesentlich von einem zufällig vorübergehenden normalen Passanten 

unterschieden.

3. Der Senat kann nicht in der Sache selbst entscheiden.

a) Hinsichtlich der Beklagten zu 1) und 2) kommt eine Haftung nach §823 

Abs. 1, §§ 840, 847 aF BGB in Betracht. Dabei wird das Landesarbeitsgericht auch ein 

Mitverschulden der Klägerin gern. § 254 BGB zu prüfen haben. Zur Schadenshöhe 

bedarf es weiterer Feststellungen. Die Beurteilung der Angemessenheit des Schmer­

zensgelds ist grundsätzlich Sache des Tatsachengerichts (BAG 26. Januar 1971 

- 1 AZR 304/70 - AP BGB § 847 Nr. 10 = EzA BGB § 847 Nr. 1).

b) Hinsichtlich des Beklagten zu 3) hat das Landesarbeitsgericht zu Recht darauf 

hingewiesen, dass die Klägerin eine eigene schuldhafte Pflichtverletzung des Beklag­

ten zu 3) nicht ausreichend substantiiert dargelegt habe. Es kommt aber auch eine 

Haftung des Beklagten zu 3) gern. § 831 BGB in Betracht, die lediglich voraussetzt, 

dass die Beklagten zu 1) und 2) als Verrichtungsgehilfen des Beklagten zu 3) der Klä­

gerin widerrechtlich einen Schaden zugefügt haben. Allerdings ist fraglich, ob der Be-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 9 - 8 AZR 443/03

klagte zu 3) als „Geschäftsführer“ der Speditionsfirma Geschäftsherr iSd. § 831 BGB 

ist. Sollte die Speditionsfirma eine juristische Person und der Beklagte zu 3) ihr Ge­

schäftsführer sein, so wäre nur die juristische Person ein nach § 831 BGB möglicher­

weise haftender Geschäftsherr. Nach ständiger Rechtsprechung ist Geschäftsherr iSd. 

§ 831 BGB die juristische Person bzw. der Unternehmensträger selbst, nicht jedoch 

das Organ (BGH 5. Dezember 1989 - VIZR 335/88 - BGHZ 109, 297, 304; 13. April 

1994 - II ZR 16/93- BGHZ 125, 366, 375; MünchKommBGB/Wagner §831 Rn. 44 

mwN).

Hauck Dr. Wittek Laux

Dr. Vesper R. Iskra
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